Weiterbildung

Seite 7

Weiterbildung für alle -

Eine Forderung an das 

neue Weiterbildungsgesetz

Autor: Bruno Weber-Gobet,
Leiter Bildungspolitik, Travail.Suisse

Bern, Juni 2007
1. Einleitung
2. Das neue Weiterbildungsgesetz in Planung
3. Das neue Weiterbildungsgesetz: Ein wichtiger Beitrag zur Stärkung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Schweiz
4. Heutige Weiterbildungssituation

a. Blick auf die Teilnehmenden

b. Blick auf die Betriebe
5. Die aktuellen Probleme, die zu lösen sind

a. Die ungleiche Verteilung der Weiterbildung

b. Betriebe, welche die Weiterbildung verhindern
6. Der neue Ansatz: Mindestens drei Tage Weiterbildung pro Jahr für alle
7. Einfache Regelung mit viel Spielraum
8. Finanzielle Aspekte der Regelung

1. Einleitung

In der Schweiz existieren weder ein allgemeines Recht noch eine allgemeine Pflicht zur Weiterbildung. Prägende Begriffe des schweizerischen Weiterbildungssystems sind „Selbstverantwortung“ und „Selbstorganisation“. Es wird z.B. erwartet, dass im Bereich der berufsorientierten Weiterbildung die Arbeitnehmenden, die Betriebe oder die Branchen die Weiterbildung selbstverantwortlich regeln und die Weiterbildungsanbieter sich selbst organisieren. 

Der Staat und die Kantone spielen – Ausnahme ist die Bildung von Erwerbslosen - nur eine untergeordnete Rolle in der Weiterbildung. 
· Die Bestimmungen im Eidgenössischen Berufsbildungsgesetz
, 

· die einzelnen kantonalen Weiterbildungsgesetze, 

· die Subventionierung der Dachverbände der Erwachsenenbildung, 

· die Unterstützung des Qualitätssystems Eduqua, 

· die Durchführung von Lernfestivals, 

· die Schaffung des Forums Weiterbildung
 und der Schweizerischen Konferenz der Weiterbildung SKW
 durch den Bund etc.
können nicht darüber hinwegtäuschen, dass es in der Schweiz keine klare Weiterbildungspolitik gibt. Und verschiedene politische Versuche, allgemeine gesetzliche Regelungen im Bereich der Weiterbildung zu erlangen, sind gescheitert
. 

Allerdings ergibt sich nun durch die Annahme der revidierten Bildungsverfassung eine neue Aufgabe für den Bund, nämlich Grundsätze über die Weiterbildung festzulegen. Der Bund ist erstmalig verpflichtet, eine kohärente Weiterbildungspolitik zu formulieren. So heisst es seit dem 21. Mai 2006 in der Bundesverfassung: 

Art. 64a Weiterbildung

1 Der Bund legt Grundsätze über die Weiterbildung fest.

2 Er kann die Weiterbildung fördern.

3 Das Gesetz legt die Bereiche und die Kriterien fest.

Dieses hier vorliegende Dossier formuliert das Grundanliegen aus, das Travail.Suisse im neu zu schaffenden Weiterbildungsgesetz verankert sehen möchte, nämlich die Forderung, dass die Arbeitgeber ihren Angestellten mindestens drei Tage pro Jahr Weiterbildung ermöglichen müssen. Die Weiterbildung muss zu einem festen Bestandteil der Erwerbsarbeit werden. Sie muss obligatorisch sein, damit alle Arbeitnehmenden die Möglichkeit erhalten, arbeitsmarktfähig zu bleiben. 

2. Das neue Weiterbildungsgesetz in Planung

Es ist davon auszugehen, dass der Bundesrat im Herbst dem Bundesamt für Berufsbildung und Technologie BBT die Aufgabe übertragen wird, das neue Weiterbildungsgesetz zu entwickeln. Als beratende Organe werden vermutlich die SKW und das Forum Weiterbildung fungieren. Das Gesetz wird dabei die Weiterbildung als Gesamtsystem zu verstehen versuchen, zu dem sowohl die allgemeine, die kulturelle, die politische, die berufsorientierte Weiterbildung wie auch die Bildung für Erwerbslose gehören. Unser hier formulierter Beitrag zur Entwicklung des Weiterbildungsgesetzes bezieht sich nur auf die berufsorientierte Weiterbildung. Uns ist es ein Anliegen, dass das neue Weiterbildungsgesetz
· das lebenslange Lernen für alle ermöglicht

· die Arbeitsmarktfähigkeit aller Arbeitnehmenden stärkt

· die Wettbewerbsfähigkeit der Wirtschaft, insbesondere auch der KMU’s sichert 

· einfache Regelungen mit viel Spielraum und wenig administrativem Aufwand in Bezug auf berufsorientierte Weiterbildung festlegt.

3. Das neue Weiterbildungsgesetz: Ein wichtiger Beitrag 
zur Stärkung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit der Schweiz

Damit die Schweiz ihre wirtschaftliche Leistungsfähigkeit erhalten kann, ist sie auf ein gutes Bildungssystem angewiesen. Durch die neue Aufgabe, ein Weiterbildungsgesetz zu schaffen, hat der Bund die Möglichkeit erhalten, erstmals ernsthaft darüber nachzudenken, wie die Weiterbildung in das nationale Bildungssystem eingebettet werden soll. Für diese Aufgabe ist es höchste Zeit. Denn die wirtschaftlichen, technologischen, sozialen wie auch demographischen Entwicklungen machen deutlich: Das lebenslange Lernen ist für alle nötig und sollte für alle ermöglicht werden. Davon profitieren sowohl die Arbeitnehmenden wie auch die Arbeitgeber und der Staat: 

· Für die Arbeitnehmenden ist das lebenslange Lernen wichtig, um arbeitsmarktfähig zu bleiben. Arbeitsmarktfähigkeit beinhaltet dabei sowohl die Fähigkeit, den ständig ändernden oder wachsenden fachlichen, methodischen und sozialen Erwartungen am Arbeitsplatz gerecht zu werden wie auch bei Brüchen im Erwerbsleben (Entlassung, Umstrukturierung) oder bei einem Berufswechsel sich neuen Gegebenheiten flexibel anzupassen. Weiterbildung sollte nicht erst bei einer eingetretenen Arbeitslosigkeit beginnen, sondern Arbeitslosigkeit verhindern.

· Für die Arbeitgebenden ist das lebenslange Lernen wichtig, weil sie auf motiviertes, produktives und innovatives  Personal angewiesen sind, welches die aktuellen Berufserwartungen erfüllen kann. Zudem kommt dem lebenslangen Lernen auf dem Hintergrund der demographischen Entwicklung in Europa eine neue Bedeutung zu. Nur wenn alle Arbeitnehmenden regelmässig weitergebildet werden, besteht die Möglichkeit, dass der Wirtschaft genügend qualifiziertes Personal zu Verfügung steht. 

· Für den Staat ist das lebenslange Lernen wichtig, weil Bildung eine der effizientesten Formen ist, um sozialen Problemen vorzubeugen und den Sozialstaat zu entlasten. Weiterbildung als ein Teil des Bildungssystems hilft mit, Arbeitnehmende besser vor Erwerbslosigkeit zu schützen. Ebenso kann es Krankheiten vorbeugen, weil – wer seinen Beruf besser beherrscht – weniger unter Stress leidet. Zudem hilft eine gute Aus- und Weiterbildung die Standortattraktivität zu erhöhen. Denn Unternehmen lassen sich eher nieder, wenn sie wissen, dass sie produktive Arbeitnehmende rekrutieren können.

Aus wirtschafts- und sozialpolitischer Sicht ist es daher wichtig, der Weiterbildung einen kräftigen Impuls zu geben, vor allem wenn man sieht, wie sich die heutige Weiterbildungssituation darstellt.

4. Heutige Weiterbildungssituation  

a.
Blick auf die Teilnehmenden:

In Bezug auf die Weiterbildung ist die Schweiz ein geteiltes Land. An Weiterbildung beteiligen sich im Durchschnitt nur rund 40% der Erwachsenen in der Schweiz, drei Viertel davon aus beruflichen Gründen
. Alle Untersuchungen zur Weiterbildungsbeteiligung zeigen dabei das gleiche Bild:
· besser ausgebildete Personen nehmen mehr an Weiterbildung teil als weniger gut ausgebildete
;

· Männer mehr als Frauen;

· Vollzeitangestellte mehr als Teilzeitangestellte;

· Angestellte in Grossbetrieben mehr als Angestellte in kleineren Betrieben
.

Die gleichen Regeln gelten auch für die Finanzierung von Weiterbildungskursen der Arbeitnehmenden durch die Arbeitgeber. Es gilt der Grundsatz: „Wer hat, dem wird gegeben.“ Das heisst, die Arbeitgeber investieren vor allem in schon gut ausgebildete und hoch qualifizierte Arbeitskräfte. 

Benachteiligte in diesem System sind vor allem: 
· weniger qualifizierte Arbeitskräfte 

· Teilzeitangestellte 

· Frauen, weil sie den grossen Teil der Teilzeitangestellten ausmachen.

b.
Blick auf die Betriebe:

Nicht besser stellt sich die Situation dar, wenn man auf die KMU`s blickt. Eine neuere Untersuchung
 zeigt, dass gerade mal 11% der Betriebe ihre Weiterbildungsmassnahmen mit ihrer Gesamtstrategie abstimmen, bei den restlichen aber in Bezug auf die Weiterbildung zu viel zufällig oder überhaupt nichts geschieht. Zudem sind die Gesamtarbeitsverträge (GAV) in der Schweiz zuwenig verbreitet. Sie könnten zwar in Bezug auf die Weiterbildung Verbesserungen bringen, weil sie oftmals das Recht auf Weiterbildung regeln, Weiterbildungsfinanzierung ermöglichen oder sogar Weiterbildungszentren bereitstellen. Aber nur etwa 15% der Arbeitnehmenden unterstehen einem allgemeinverbindlichen GAV, von denen die Mehrzahl Vereinbarungen zur beruflichen Weiterbildung kennen. Weitere 35% unterstehen Gesamtarbeitsverträgen, die nicht allgemeinverbindlich sind, und die nur zum Teil Regelungen zur Weiterbildung kennen. Das heisst nur eine Minderheit der Arbeitnehmenden profitiert von einem sozialpartnerschaftlichen Rahmen, der ihnen ein Recht auf Weiterbildung und die Durchsetzung eines solchen gewährleisten würde.

5. Die aktuellen Probleme, die zu lösen sind 

Die ungleiche Verteilung der Weiterbildung

Beachtet man die heutige Weiterbildungssituation mit Blick auf die Teilnehmenden, so wird eines klar: Die Weiterbildung ist ungleich verteilt. Der Zugang zur Weiterbildung ist nicht für alle gleich beschaffen. Die Chancengleichheit existiert in der Weiterbildung nicht. Fragt man nach dem Grund, so stösst man auf die Erfahrung, dass Selbstverantwortung in Sachen Weiterbildung nicht für alle gleich möglich ist. Nicht alle Arbeitnehmenden verfügen über die gleichen persönlichen Ressourcen und über die gleiche Unterstützung durch das Umfeld, um selbstverantwortlich weiterbildungsaktiv zu werden. Wer daher die Selbstverantwortung als Grundprinzip der Weiterbildungspolitik propagiert, sagt damit zugleich, dass er nicht möchte, dass sich alle Arbeitnehmenden weiterbilden. Denn wer Weiterbildung machen möchte, muss verschiedene Hürden überspringen: zeitliche, finanzielle, organisatorische und die Motivation betreffende.

	Zeit
	Weiterbildung braucht Zeit: Es ist einfacher, an Weiterbildung teilzunehmen, wenn der Arbeitgeber während der Arbeitszeit Zeit für die Weiterbildung zur Verfügung stellt (Weiterbildungsurlaub), als wenn man sie ausserhalb der Arbeitszeit machen muss.

	Finanzen
	Weiterbildung braucht Finanzen: Es ist einfacher, an Weiterbildung teilzunehmen, wenn der Weiterbildungsurlaub bezahlt ist und die Kurskosten vom Arbeitgeber übernommen werden, als wenn man die Weiterbildung selber bezahlen muss.  

	Organisation
	Weiterbildung braucht einen organisatorischen Rahmen: Es ist einfacher, an Weiterbildung teilzunehmen, wenn sie während der üblichen Arbeitszeit stattfinden kann oder Personen mit Familienpflichten auf unterstützende Massnahmen (z.B. Hütedienst, Kinderkrippe) zurückgreifen können, als wenn jeder Besuch einer Weiterbildung auch mit grossem organisatorischem Aufwand verbunden ist.

	Motivation
	Weiterbildung braucht ein motivierendes Umfeld: Es ist einfacher, an Weiterbildung teilzunehmen, wenn der Arbeitgeber und das Umfeld dazu motivieren, als wenn das Umfeld Steine in den Weg legt.  


Nur wer fähig ist, diese vier Hürden (Zeit, Finanzen, Organisation, Motivation) zu überspringen, wird an einer Weiterbildung teilnehmen können. Das System, das auf Selbstverantwortung aufbaut, produziert eine eigentümliche Situation. Jene Personen, die im Durchschnitt über grössere persönliche Ressourcen (Vorbildung, Finanzen) verfügen, erhalten üblicherweise auch grössere Unterstützung vom Umfeld. Jene Personen hingegen, welche über weniger persönliche Ressourcen verfügen, erhalten im Durchschnitt auch weniger Unterstützung vom Umfeld. Das hat zur Folge, dass  z.B. Personen ohne Berufsabschluss massiv weniger an Weiterbildung teilnehmen als Personen mit einem Abschluss auf Tertiärstufe
. Diesen Systemfehler muss nach Meinung von Travail.Suisse das neue Weiterbildungsgesetz unbedingt korrigieren.

Betriebe, die Weiterbildung verhindern

Hinter dem erschreckenden Befund, dass nur 11% der Betriebe eine Weiterbildungsplanung betreiben, die in ihre Firmenstrategie integriert ist, verbirgt sich ein Problem für die Arbeitnehmenden. In Betrieben, in denen Weiterbildung kein Thema ist, ist die Gefahr gross, dass Weiterbildungswünsche von Arbeitnehmenden torpediert werden. Durch negative Aussagen wie: „Wir brauchen Sie im Betrieb, nicht in der Weiterbildung,“ lässt sich beinahe jeder Weiterbildungswunsch töten. Das ist übrigens auch der Grund, warum das Recht auf einen bezahlten Weiterbildungsurlaub von Arbeitnehmenden zu wenig genutzt wird. Wenn der Arbeitgeber der Weiterbildung seiner Angestellten nicht positiv gegenübersteht, ist es zwar nicht aus rechtlichen, aber aus persönlichen Gründen schwer, seine Weiterbildung durchzusetzen. Travail.Suisse fordert daher auch nicht das Recht auf einen bezahlten Weiterbildungsurlaub, sondern ein Obligatorium von mindestens drei Tagen Weiterbildung pro Jahr für alle.

6. Der neue Ansatz: 

Mindestens drei Tage Weiterbildung pro Jahr für alle

Das neu zu schaffende Weiterbildungsgesetz auf der Grundlage von Art. 64a der Bundesverfassung hat festzulegen, dass der Arbeitgeber allen seinen Angestellten Weiterbildung ermöglichen muss. Bei einer 100% Anstellung sind mindestens drei Tage pro Jahr vorzusehen. Der Arbeitgeber hat dabei für die obligatorischen Weiterbildungstage sowohl die Lohn- wie auch die Kurskosten zu übernehmen
. 

Obligatorium stärkt Selbstverantwortung

Um die Zweiteilung unseres Landes in bezug auf die Weiterbildung zu überwinden, ist vor das Prinzip der Selbstverantwortung das Weiterbildungsobligatorium zu stellen. Denn das Prinzip der Selbstverantwortung trägt die Hauptschuld für diese Zweiteilung und verhilft nicht dazu, das lebenslange Lernen für alle zu ermöglichen. Die Selbstverantwortung hat allerdings nicht abzudanken. Denn das Obligatorium definiert nur einen Minimalstandard für alle. Was darüber hinausgeht, ist der Selbstverantwortung zu übertragen.

Obligatorium statt blosses Recht auf Weiterbildung

Die bisherigen Forderungen aus Arbeitnehmersicht waren meistens orientiert am Recht auf Weiterbildung und an der des bezahlten Weiterbildungsurlaubs. Unserer Meinung nach greift dieser Ansatz zu wenig weit. Demotivierende Arbeitgeber können dieses Recht torpedieren. Wer daher das lebenslange Lernen für alle möchte, muss ein Obligatorium fordern. Das Gesetz muss die Arbeitgeber verpflichten, alle seine Angestellten weiterzubilden. Nur dann hat das lebenslange Lernen für alle eine Chance. 

Obligatorium als neue Chance für die KMU`s

KMU’s sind das Rückgrat der Schweizer Wirtschaft, wie Bundesrätin Doris Leuthard behauptet. Allerdings gilt dies nicht für die Weiterbildung. Dazu ist die Weiterbildungskultur in vielen Betrieben und Branchen zu wenig entwickelt. Ein Obligatorium schafft hier die Möglichkeit, dass sich eine neue Weiterbildungskultur in den Betrieben und Branchen herausbilden kann, was sich insgesamt nur positiv auswirken wird. Denn sowohl die betriebs- und brancheninterne Weiterbildungsplanung wie auch der Wissenstransfer aus den Weiterbildungen in die Betriebe können Innovationsprozesse auslösen und damit die Schweizer Wirtschaft insgesamt wettbewerbsfähiger machen.
7. Einfache Regelung mit viel Spielraum

Insgesamt wird dieses Obligatorium  zu einem einfachen System führen, in dem nicht – wie in anderen Ländern – verschiedenste Ebenen ineinander verschachtelt sind. Denn
· es wird kein Geld mit grossem administrativen Aufwand hin- und hergeschoben;

· für die Umsetzung dieser Forderung ist der Betrieb zuständig. Er hat es daher in der Hand, was er mit dieser Forderung macht.

Auch dem Streit um die Definition von berufsorientierter Weiterbildung wird durch diese Regelung ausgewichen. Indem keine Subventionen fliessen, entscheidet jeder Betrieb im Gespräch zwischen Arbeitgeber/in und Arbeitnehmer/in in eigener Verantwortung, welche Art von Weiterbildung beiden Seiten etwas bringt. 

Diese Regelung verändert auch nichts an den bisher aufgebauten Weiterbildungssystemen über Gesamtarbeitsverträge oder Berufbildungsfonds. All das kann erhalten bleiben oder sogar ausgebaut werden, wenn eine Branche das möchte.

Zudem verhindert diese Lösung einer Weiterbildungsförderung über die Arbeitgeber auch das Problem der Mitnahmeeffekte, die staatliche Finanzierungen mit sich führen. 

8. Finanzielle Aspekte der Regelung

Weiterbildung ist eine Investition. Wenn diese von den Betrieben in Zusammenarbeit mit ihren Angestellten richtig angepackt wird, so führen diese Investitionen zu Effizienzsteigerungen, Produktionsfortschritten und Wachstum. Diese positiven Effekte werden die investierten Kosten der Betriebe in Bildung aufwiegen. 

Zudem fliesst heute schon Geld von den Arbeitgebern in das Weiterbildungssystem, allerdings vor allem für die gut qualifizierten Angestellten. Die Berücksichtigung auch von weniger gut qualifizierten Mitarbeitenden wird die Sozialausgaben senken. Denn Personen, die sich regelmässig weiterbilden, sind zwar nicht vor Erwerbslosigkeit geschützt, aber sie verfügen über eine grössere Flexibilität und eine erhöhte Arbeitsmarktfähigkeit. Man kann daher davon ausgehen, dass sie bei Erwerbslosigkeit schneller vermittelbar sind oder dank ihrer Flexibilität gar nicht erst in die Arbeitslosigkeit geraten. Zudem kann Weiterbildung helfen, Krankheiten, Unfällen und der Invalidität vorzubeugen, weil – wer seinen Beruf besser beherrscht – weniger unter Stress leidet.
� Vgl. Berufsbildungsgesetz, Art. 30-32.


� Im Forum Weiterbildung sind die Dachverbände der Sozialpartner und Vertreter der Schweizerischen Weiterbildungslandschaft vertreten. 


� In der SKW sind die Bundesämter zusammengeschlossen, die mit Weiterbildungsfragen zu tun haben.


� Als Beispiel sei hier die Motion von Nationalrat Paul Rechsteiner vom 20. März 1996 genannt (96.3094), welche eine Verankerung der Weiterbildung im Arbeitsrecht verlangte, aber zu keinem konkreten politischen Ergebnis führte.


� Eine gute Übersicht über die heutige Weiterbildungssituation in der Schweiz gibt der „Bericht des Bundesrates zur Weiterbildung im Arbeitsrecht“ vom 9. April 2003.


� Vgl. Bundesamt für Statistik, Steiniger Weg zu lernenden Gesellschaft, Juni 2001, Nr. 0350-0105-10.


� „Untersuchungen zeigen, dass in KMU ca. 16%, in grossen Unternehmungen ca. 60% der Mitarbeitenden durch Weiterbildung gefördert werden.“ Zitat aus: Education permanente, 2003/4, S. 44.


� Philipp Gonon u.a., KMU und die Rolle der Weiterbildung. Eine empirische Studie zu Kooperationen und Strategien in der Schweiz, Bern 2005, S. 91f.


� Vgl. Bundesamt für Statistik, Unterschiedliches Weiterbildungsverhalten, April 2007, Nr. 0350-7004-40. Diese Untersuchung weist auf, dass Personen mit einem Abschluss auf Tertiärstufe 4,9 Mal häufiger an beruflichen Weiterbildungen teilnehmen als Personen ohne nachobligatorische Ausbildung.


� Für Personen, welche ihre Berufstätigkeit vorübergehend eingeschränkt oder aufgegeben haben, bestehen im Berufsbildungsgesetz schon Regelungen, so dass diese Personen ohne Arbeitgeber nicht ausserhalb der Weiterbildung stehen. Ihnen ermöglicht der Bund den Wiedereinstieg. Dabei verpflichtet er sich, Angebote für solche Personen finanziell zu unterstützen, was bis heute allerdings nicht geschehen ist. Vgl. BBG Art. 32.2b.
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